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SUP-RAT SUP-Richtlinienvorschlag nach der Allgemeinen 

Ausrichtung des Rates
SWK Steuer- und WirtschaftsKartei

Abkürzungsverzeichnis
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TAN Transaktionsnummer
TIFF Tagged Image File Format
u. und
u.a. unter anderem/anderen
UAbs. Unterabsatz
UGB Unternehmensgesetzbuch
USP Unternehmensserviceportal
USt Umsatzsteuer
vgl. vergleiche
VO Verordnung
WM Wertpapier-Mitteilungen Zeitschrift für Wirtschafts- und 

Bankrecht
XML Extensible Markup Language
z.B. zum Beispiel
ZdiW Zeitschrift für das Recht der digitalen Wirtschaft
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht
Ziff. Ziffer
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZKM Zeitschrift für Konfliktmanagement
ZNotP Zeitschrift für die Notarpraxis
ZPO Zivilprozessordnung

Abkürzungsverzeichnis
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Einleitung

Grundlagen

Die Digitalisierung sämtlicher Lebensbereiche schreitet immer weiter vor­
an.1 Begriffe wie Machine Learning, künstliche Intelligenz und Blockchain-
Technologie sind mittlerweile in aller Munde. Auch vor dem Unterneh­
mensrecht macht die Digitalisierung nicht Halt. Nicht zuletzt hat die CO­
VID-19-Pandemie in diesem Bereich einen echten Digitalisierungsschub 
gebracht.2 Beispielsweise wurde im Jahr 2020 als Reaktion auf die CO­
VID-19-Pandemie und die damit verbundenen Einschränkungen der Ver­
sammlungsmöglichkeiten die Möglichkeit geschaffen, Hauptversammlun­
gen unabhängig von einer statutarischen Grundlage gänzlich ohne phy­
sische Präsenz der Aktionäre und Aktionärsvertreter als virtuelle Haupt­
versammlung durchzuführen.3 Hiervon haben die DAX-Unternehmen in 
den vergangenen beiden Hauptversammlungssaisons auch (gezwungener­
maßen) regen Gebrauch gemacht.4

Auf europäischer Ebene wird der Digitalisierung des Unternehmens­
rechts seit vielen Jahren besondere Bedeutung beigemessen. Bereits der 
Richtlinienvorschlag zur Einführung der Societas Unius Personae (SUP) 
(SUP-Richtlinienvorschlag)5 im Jahr 2014 enthielt Regelungen über die 
vollständige Online-Gründung einer SUP.6 Der SUP-Richtlinienvorschlag 
ist letztlich aber vor allem daran gescheitert, dass die rechtlichen Beson­
derheiten der traditionellen Notariatssysteme vieler Mitgliedstaaten (insbe­
sondere Deutschlands und Österreichs) und die darin vorgesehene Einbin­

Kapitel 1

A.

1 J. Schmidt, DK 2018, 229; Berger/Brem, GWR 2021, 413.
2 Bock, RNotZ 2021, 326.
3 Herrler, DNotZ 2020, 468; Bock, RNotZ 2021, 326.
4 Vgl. hierzu die empirische Analyse der Hauptversammlungen börsennotierter Un­

ternehmen von Danwerth, AG 2021, 613.
5 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit einem einzigen Gesellschafter vom 
9. April 2014, COM (2014) 212 final.

6 Hommelhoff, in: Lutter/Koch, SUP, S. 76; Götz, Die Einpersonengesellschaft als 
Vehikel grenzüberschreitender unternehmerischer Tätigkeit, S. 162; Klumpen, Die 
elektronische Gesellschaftsgründung über die Grenze, S. 53.
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dung des Notars als Organ der vorsorgenden Rechtspflege in den Grün­
dungsprozess weitestgehend unberücksichtigt blieben.7

Im Jahr 2015 hat die Europäische Kommission eine Strategie für einen 
digitalen Binnenmarkt ausgearbeitet.8 Ziel dieser Strategie war es unter 
anderem, die grenzüberschreitende Erweiterung der Betriebstätigkeit von 
Unternehmen schnell und effizient online zu ermöglichen.9

Im Lichte dieser Strategie und aufbauend auf dem gescheiterten SUP-
Richtlinienvorschlag hat der europäische Gesetzgeber mit der Digitalisie­
rungs-Richtlinie10 als Teil des sogenannten Company Law Package die 
europaweite Digitalisierung im Gesellschaftsrecht maßgeblich vorangetrie­
ben. Die Digitalisierungs-Richtlinie schafft erstmalig einen europäischen 
Regelungsrahmen für die Online-Gründung von Kapitalgesellschaften.11 

Denn nach der Digitalisierungs-Richtlinie haben die Mitgliedstaaten insbe­
sondere zu gewährleisten, dass die Gründung von Gesellschaften vollstän­
dig online durchgeführt werden kann, ohne dass die Antragsteller persön­
lich vor Behörden, Personen oder Stellen, die nach nationalem Recht mit 
der Online-Gründung von Gesellschaften, einschließlich der Erstellung des 
Errichtungsakts einer Gesellschaft, betraut sind, erscheinen müssen.12 Zu­
dem ist es den Mitgliedstaaten gestattet, entsprechend deren traditionellen 

7 Omlor, DStR 2019, 2544 (2545); Weber, Digitalisierung im Gesellschaftsrecht, 
S. 32.

8 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europä­
ischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, Strate­
gie für einen digitalen Binnenmarkt für Europa, COM (2015) 192 final.

9 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europä­
ischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, Strate­
gie für einen digitalen Binnenmarkt für Europa, COM (2015) 192 final, S. 20.

10 Richtlinie (EU) 2019/1151 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Juni 2019 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 im Hinblick auf 
den Einsatz digitaler Werkzeuge und Verfahren im Gesellschaftsrecht. Vgl. Bock, 
DNotZ 2018, 643 ff.; Schmitz, notar 2019, 97 (98 ff.); DAV-Ausschuss Anwaltsnotari­
at, Stellungnahme zur Digitalisierungs-Richtlinie, S. 5 ff.; DNotV, Stellungnahme 
zum CLP, S. 1 ff.; Kumpan/Pauschinger, EuZW 2018, 353 (355 f.); dies., EuZW 
2019, 357 (359 f.); Knaier/Pfleger, ECFR 2019, 193 ff.; Mayer/Kleinert, EuZW 2019, 
393 f.; Ries, NotBZ 2019, 25 (26 f.); J. Schmidt, DK 2018, 229 ff.; Teichmann, ZIP 
2018, 2451 ff.; Teichmann/Götz, ZEuP 2019, 260 (283 f.); Vilgertshofer, MittBayNot 
2019, 529 ff.; Wachter, GmbH-StB 2018, 214 ff.; Wolf, MittBayNot 2018, 510 
(520 ff.).

11 Vgl. Bormann/Stelmaszczyk, EuZW 2018, 1009; dies., NZG 2019, 601; J. Schmidt, 
DK 2018, 229; Schurr, EuZW 2019, 772; Teichmann, ZIP 2018, 2451.

12 Art. 13g Abs. 1 der Digitalisierungs-Richtlinie.
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Notariatssystemen den Notar als Organ der vorsorgenden Rechtspflege 
weiterhin in das Online-Gründungsverfahren zu integrieren.13

Rechtstechnisch ist die Digitalisierungs-Richtlinie als Änderungsrichtli­
nie ausgestaltet und reformiert die erst im Jahr 2017 konsolidierte Gesell­
schaftsrechts-Richtlinie.14 Die Digitalisierungs-Richtlinie trat am 31. Juli 
2019 in Kraft und war von den Mitgliedstaaten grundsätzlich bis zum 
1. August 2021 in nationales Recht umzusetzen.15

Die Republik Österreich hat zu Beginn des Jahres 2019 und somit 
bereits vor dem Inkrafttreten der Digitalisierungs-Richtlinie unter be­
stimmten Voraussetzungen die Online-Gründung einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung im Wege der Errichtung eines elektronischen Nota­
riatsakts ermöglicht.16 Im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie 
wurde der Anwendungsbereich des elektronischen Notariatsakts und der 
Online-Gründung nochmals erheblich ausgeweitet, sodass nunmehr sämt­
liche Kapitalgesellschaften in Österreich online gegründet werden kön­
nen.17

In Deutschland hingegen besteht die Möglichkeit einer Online-Grün­
dung von Kapitalgesellschaften bislang nicht. Vielmehr ist die körperliche 
Anwesenheit der Gründer vor einem Notar zwingend erforderlich.18 Zur 
Umsetzung der Online-Gründung in nationales Recht hat der Deutsche 
Bundestag daher am 10. Juni 2021 das Gesetz zur Umsetzung der Digita­
lisierungs-Richtlinie (DiRUG) verabschiedet.19 Kernstück des Gesetzesent­
wurfs ist die Regelung einer Online-Beurkundung mittels eines durch die 
Bundesnotarkammer (BNotK) betriebenen Videokommunikationssystems, 
das die Beurkundung eines GmbH-Gesellschaftsvertrags ohne körperliche 
Anwesenheit der Gründer vor einem Notar ermöglicht.20 In dem zwischen 
den Regierungsparteien geschlossenen Koalitionsvertrag 2021–2025 (Koali­

13 Vgl. Erwägungsgrund 19 der Digitalisierungs-Richtlinie; Eichhorn, Digitalisierung 
im GesR, S. 55.

14 Teichmann, ZIP 2018, 2451 (2452). Im Folgenden werden zur besseren Lesbarkeit 
sämtliche durch die Digitalisierungs-Richtlinie neu eingefügten oder modifizier­
ten Vorschriften der Gesellschaftsrechts-Richtlinie als Vorschriften der Digitali­
sierungs-Richtlinie zitiert.

15 Birkefeld/Schäfer, BB 2019, 2626; Heckschen, NotBZ 2020, 241 (242); Kindler/Jobst, 
DB 2019, 1550.

16 Stöger, NZ 2019, 10; Umfahrer, ÖRPfl 2019, 38 (39); Wachter, GmbHR 2019, R68; 
Zib, NZ 2020, 361.

17 Zib, NZ 2020, 361; Pofahl/Mann, NZG 2022, 241.
18 Piegsa, in: Armbrüster/Preuß/Renner, BeurkG, § 13 Rn. 84.
19 Kienzle, DNotZ 2021, 590; Stelmaszczyk/Kienzle, GmbHR 2021, 849.
20 Bock, RNotZ 2021, 326 (328); Kienzle, DNotZ 2021, 590.
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tionsvertrag) vom 24. November 2021 wurde bereits vereinbart, die Grün­
dung von Gesellschaften weiter erleichtern zu wollen, indem die Digitali­
sierung des Gesellschaftsrechts vorangetrieben werden und Beurkundun­
gen mittels Videokommunikation auch bei Sachgründungen und weiteren 
Beschlüssen erlaubt werden sollen.21

Ziel dieser Arbeit ist es, die Online-Gründung im Lichte der Digitali­
sierungs-Richtlinie zu analysieren und darauf aufbauend die Umsetzung 
der Online-Gründung in Österreich und Deutschland rechtsvergleichend 
zu untersuchen.22 Monographische rechtsvergleichende Untersuchungen 
der Online-Gründung existieren in Bezug auf Österreich, soweit ersicht­
lich, bis dato nicht. Österreich eignet sich für eine rechtsvergleichende 
Untersuchung allerdings deshalb in besonderem Maße, weil das österrei­
chische und deutsche Gesellschaftsrecht große strukturelle Ähnlichkeiten 
aufweisen und somit ein gemeinsamer Ausgangspunkt für die Umsetzung 
der Online-Gründung bestand.23 Gemeinsamkeiten und vor allem Unter­
schiede bei der Umsetzung treten daher besonders deutlich zu Tage. In 
Anbetracht dessen, dass sowohl Österreich als auch Deutschland den No­
tar in das Online-Gründungsverfahren einbezogen haben, soll ein beson­
deres Augenmerk auf der Frage liegen, ob die notariellen Funktionen 
und Amtspflichten aus dem Präsenzverfahren funktionsäquivalent in das 
Online-Gründungsverfahren überführt werden konnten.

Schließlich möchte die Untersuchung Änderungsvorschläge und Anre­
gungen zur Weiterentwicklung des Online-Gründungsverfahrens unter­
breiten und einen Beitrag zur weiteren Diskussion leisten, ob das Online-
Beurkundungsverfahren in Deutschland auf weitere gesellschaftsrechtliche 
Maßnahmen ausgedehnt werden sollte.

21 Koalitionsvertrag 2021–2025 zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutsch­
lands (SPD), BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN und den Freien Demokraten (FDP), 
S. 111, abrufbar unter: https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/19
90812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2021-data.pdf?downl
oad=1 (Stand: 31.03.2022).

22 Monographisch zur Digitalisierungs-Richtlinie vgl. auch Weber, Digitalisierung 
im Gesellschaftsrecht, S. 33 ff; Eichhorn, Digitalisierung im GesR, S. 78 ff.

23 Zur strukturellen Ähnlichkeit des deutschen und österreichischen Gesellschafts­
rechts Kalss, NZG 2012, 161.
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